Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2745 

06. 11. 74 


Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Waffenschmidt, Dr. Jahn (Münster), Dr. Jobst und Genossen 
und der Fraktion der CDU/CSU 


zur Großen Anfrage der Abgeordneten Dr. Waffenschmidt, Dr. Schneider, Braun, 
Frau Stommel, Dr. Warnke, Frau Tübler, Biumenfeid, Dr. Jahn (Münster), Volmer, 
Vogt, Eilers (Wilhelmshaven), Pfeifer, Dr. Freiherr Spies von Büilesheim, 

Dr. Köhler (Wolfsburg), Dr. Zimmermann, Biehle, Röhner, Dr. Jobst, Thürk, Vehar, 
Frau Verhülsdonk und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Lage der Städte, Gemeinden und Kreise 
- Drucksachen 7/1247, 7/2409 - 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird auf gef ordert: 

1. bei Gesetzentwürfen, die auf die Haushalte der Gemeinden 
und Gemeindeverbände einwirken, nicht nur eine Berech- 
nung der Auswirkungen, sondern auch bei neuen Ausgaben- 
belastungen bzw. Einnahmeverminderungen eine Vorstel- 
lung über die Finanzierung vorzulegen; 

2. bis zum 1. Juli 1975 dem Bundestag zu berichten, wie die 
Gemeindefinanzreform fortzuführen ist. Dabei sollen sowohl 
die Möglichkeiten einer quantitativen wie qualitativen Ver- 
besserung der Finanzausstattung geprüft werden, insbeson- 
dere soll dargelegt werden, 

a) wie der große Anteil von Einzelbewilligungsverfahren 
an den Gesamteinnahmen der kommunalen Körperschaf- 
ten schrittweise zugunsten eigener Steuereinnahmen der 
kommunalen Körperschaften verringert werden kann, 

b) bis wann der Anteil der Gemeinden an der Einkommen- 
und Lohnsteuer von 14 Vo auf 18 Vo erhöht werden kann; 

3. in den kommenden Verhandlungen über die Neuverteilung 
der Steuereinnahmen davon auszugehen, daß nach der mit 
den Ländern vereinbarten Revisionsklausel bei der Bela- 
stung des kommunalen Bereichs aus den Steuerreformgeset- 
zen das Mehraufkommen aus der Grundsteuer mit rd. 840 
Mio nicht als belastungsmindernd abgesetzt werden darf; 

4. dem Ersuchen des Bundestages vom 13. Dezember 1973 zu 
folgen und gemeinsam mit den Ländern umgehend dafür 
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Sorge zu tragen, daß den Gemeinden für die Einnahmeaus- 
fälle aus der Erhöhung des Gewerbesteuerfreibetrages ab 
1. Januar 1975 ein Ausgleich geschaffen wird (vgl. Bundes- 
tagsdrucksache 7/1411); 

5. bei weiteren Konjunkturprogrammen zur Überwindung der 
Arbeitslosigkeit den Anteil gemeindlicher Projekte im Inter- 
esse einer Verbesserung der Infrastruktur zu verstärken 
und sicherzustellen, daß finanzschwache Gemeinden, die 
ihre Eigenmittel nicht aufbringen können, höhere Zuschüsse 
erhalten; 

6. zum 1. Juli jedes zweiten Jahres, erstmals zum 1. Juli 1975, 
über die Lage der Städte, Gemeinden und Kreise zu berich- 
ten, insbesondere über die finanziellen Auswirkungen der 
Bundesgesetze auf die kommunalen Körperschaften. 


Bonn, den 6. November 1974 
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Begründung 

Zu 1 : Durch Gesetze des Bundes und der Länder enstehen hohe 
finanzielle Belastungen und Folgekosten für die Städte, 
Gemeinden und Kreise. Deshalb ist eine Darstellung der 
finanziellen Auswirkungen von Gesetzgebungsmaßnah- 
men auf die kommunalen Haushalte für das künftige Ge- 
setzgebungsverfahren dringend erforderlich. Außerdem 
müssen Vorstellungen über die Finanzierung von Aus- 
gabemehrbelastungen bzw. durch Gesetzgebungsmaßnah- 
men herbeigeführte Einnahmeminderungen vorgelegt 
werden. 

Zu 2; Im Sinne einer langfristig orientierten Finanzpolitik 
und der Bemühung um Stabilität müssen die kommunalen 
Körperschaften endlich Klarheit erhalten, mit welchen 
Mitteln die Städte, Gemeinden und Kreise insbesondere 
bei den Steuereinnahmen zu rechnen haben. Dies ist 
unter anderem deshalb so notwendig, weil 

— die Städte, Gemeinden und Kreise zwei Drittel aller 
öffenlichen Investitionen erbringen, die eine lang- 
fristige Planung voraussetzen, 

— die Eigenmittel für diese Investitionen von Jahr zu 
Jahr rückläufig sind, 

— die Folgekosten der Investitionen die kommunalen 
Haushalte zunehmend belasten. 

Zu 3: Es kann nicht hingenommen werden, bei der Belastung 
des kommunalen Bereiches aus den sogenannten Steuer- 
reformgesetzen das Mehraufkommen aus der Grund- 
steuer (geschätzt für 1975 rd. 840 Mio DM) als bela- 
stungsmindernd abzusetzen. Das widerspricht der zwi- 
schen Bund und Ländern vereinbarten Revisionsklausel: 
„Die finanziellen Belastungsverschiebungen zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden aufgrund der am 1. Januar 
1975 in Kraft tretenden Steuerreform lassen sich zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht mit hinreichender 
Sicherheit abschätzen. Sobald die Auswirkungen der 
Steuerreform im einzelnen übersehbar sind, sollen die 
Umsatzsteueranteile von Bund und Ländern mit Rückwir- 
kung ab 1. Januar 1975 so festgesetzt werden, daß die 
mit dieser Vereinbarung herbeigeführte Verteilung des 
Gesamtsteueraufkommens zwischen Bund und Ländern 
aufrechterhalten bleibt. Dabei werden Bund und Länder 
die Frage der Finanzausstattung der Gemeinden als ge- 
meinsames Anliegen behandeln." 

Zu den Auswirkungen „der am 1. Januar 1975 in Kraft 
tretenden Steuerreform" gehören nicht das Mehraufkom- 
men aus der Grundsteuer, da die Gesetzesänderung zur 
Grundsteuer - noch als Bestandteil der Gemeindefinanz- 
reform von 1969 “ bereits zum 1. Januar 1974 in Kraft 
getreten ist. 

Zu 4: Am 13. Dezember 1973 hat der Deutsche Bundestag die 
Bundesregierung ersucht, gemeinsam mit den Ländern 
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dafür Sorge zu tragen, daß den Gemeinden für die Ein- 
nahmeausfälle aus der Erhöhung des Gewerbesteuer- 
freibetrages ab 1. Januar 1975 ein Ausgleich geschaffen 
wird. Vorschläge entsprechend diesem Ersuchen sind bis- 
her nicht gemacht worden. Die Einnahmeausfälle treten 
jedoch ab 1. Januar 1975 bei den Gemeinden ein. Auch 
die Innenministerkonferenz hat in ihrer Erklärung zu 
den Auswirkungen der Steuerreform auf die Gemeinden 
alsbaldige Vorschläge gemäß dem Bundestagsbeschluß 
vom Dezember 1973 gefordert. 

Zu 5: Bei weiteren Konjunkturprogrammen sollten audi drin- 
gend notwendige Maßnahmen der Strukturverbesserung 
stärker berüdcsichtigt werden. Solche Maßnahmen fallen 
insbesondere in Gebieten mit finanzschwachen Gemein- 
den an. Damit auch finanzschwache Gemeinden in der 
Lage sind, Maßnahmen künftiger Konjunkturprogramme 
auszuführen, muß die Bundesregierung zusammen mit 
den Ländern sicherstellen, daß finanzschwache Gemein- 
den, die die notwendigen Eigenmittel nicht aufbringen 
können, im Einzelfall erhöhte Zuschüsse erhalten kön- 
nen. Nach den Erfahrungen mit den bisherigen Konjunk- 
turprogrammen erweist sich diese Aufgabe als dringend 
notwendig. Außerdem sichert die Beteiligung der Ge- 
meindehaushalte die zügige Durchführung der Konjunk- 
turprogramme eher als eine Durchführung über die Zen- 
tralhaushalte. 

Zu 6: Für die notwendige Koordination von Sachinitiativen 
und Finanzplanung von Bund, Ländern und Gemeinden ist 
es dringend erforderlich, kontinuierlich einen Überblick 
über die Auswirkung der Bundesgesetzgebung auf die 
kommunalen Haushalte zu erhalten. 
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